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SITZUNGSVORLAGE Nr.(19-V-61-0003

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) v

Wohnbauflachenentwicklung Flachennutzungsplanénderung fiir den Planbereich "Erbenheim-
Sud" im Ortsbezirk Erbenheim - Feststellungsbeschluss -

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich & erforderlich -
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich e
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich f"
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich .
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich f‘
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) |Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
ihasdst(\:/ﬁlr;rsdnetenversamqung nicht erforderlich erforderlich g
Eingangsstempel Amt 16 offentlich O nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent

Hans-Martin Kessler
Stadtrat

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] > siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Am sidwestlichen Ortsrand von Erbenheim, unmittelbar an das Ortszentrum angrenzend, liegt
ein brachgefallenes Betriebsgrundstiick, welches jahrzehntelang als Betonfabrik und als
Betriebshof genutzt wurde.

Die ursprunglich fur die Nachnutzung des Geldndes vorgesehene stadtebauliche Konzeption
wurde weiterentwickelt, erganzt und konkretisiert, so dass eine Anpassung der Darstellungen
des Flachennutzungsplans im Planbereich erforderlich ist.

Durch die vorliegende Anderung des Flachennutzungsplans soll die Entwicklung des Bereichs
mit einer qualitétsvollen Mischung vertraglicher Gewerbe- und Bironutzungen, Einzelhandel
sowie unterschiedlicher Wohnformen planerisch vorbereitet werden. Durch die Anordnung der
Bauflachen wird eine Verbindung zum Ortszentrum von Erbenheim geschaffen. Die Schaffung
von Freizeitflichen und die Verbindung mit dem Wéaschbachtal erfolgt durch eine angemessene
Durchgriinung des Gebietes und dessen Einbindung in das naturraumliche Umfeld.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Planbereich ,Erbenheim-Siid® im Ortsbezirk Erbenheim
2 Planausschnitt des wirksamen Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt Wiesbaden im
MafRstab 1:10.000 fur den Planbereich ,Erbenheim-Sid* im Ortsbezirk Erbenheim

3 Planausschnitt der Anderung des Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt Wiesbaden im
Maf3stab 1:10.000 fir den Planbereich ,,Erbenheim-Sid" im Ortsbezirk Erbenheim

4  Zeichenerklarung zu Ziffer 2 und 3

5 Begriindung mit Umweltbericht zu Ziffer 3

6 Zusammenfassende Erklarung zu Ziffer 3

7 Niederschrift der frilhzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit

8 Zusammenstellung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden

und sonstigen Tréager 6ffentlicher Belange mit Beschlussvorschléagen

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfligbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend werden die Anlagen Nr. 1 bis 4 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
durchgefihrt wurde (Anlage 7 zur Vorlage),

- die frihzeitige Beteiligung der Behodrden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde,

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behérden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt wurde.

2 Deninder Anlage 8 zur Vorlage formulierten Beschlussvorschlagen wird zugestimmt.

3 Die Anderung des Flachennutzungsplans fiir den Planbereich ,Erbenheim-Siid* im Ortsbezirk
Erbenheim wird nach 8 5 BauGB festgestellt (Anlage 3 bis 6 zur Vorlage).

4  Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- die festgestellte Flachennutzungsplananderung der héheren Verwaltungsbehérde nach § 6
Abs. 1 BauGB zur Genehmigung vorzulegen ist,


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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- die Genehmigung nach 8 6 Abs. 5 BauGB offentlich bekannt zu machen ist,

- die wirksam gewordene Flachennutzungsplananderung mit der Begriindung und der
zusammenfassenden Erklarung nach 8§ 6 a Abs. 2 BauGB ergénzend auch in das Internet
eingestellt wird.

5 Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall imm Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Malinahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Bedriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Mit der Benennung des Begriffes "Wohnbauflachenentwicklung” bei allen auf der Grundsatzvorlage
(SV 14-V-61-0046) basierenden Einzelvorlagen wird eine Zuordnung in den Gesamtkontext der
Wohnbauflachenentwicklung erméglicht.

Mit der Sitzungsvorlage wird die Flachennutzungsplananderung festgestellt. Nach der
Genehmigung wird das Verfahren mit der 6ffentlichen Bekanntmachung abgeschlossen. Danach
liegen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Schaffung von Wohnbauflachen mit der
erforderlichen Infrastruktur, von flexibel nutzbaren gewerblichen Bauflachen und der Entlastung des
Verkehrs auf der Berliner Straf3e vor.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden Planungs- und Verwaltungskosten in Hohe von circa
6.626,72 € werden vom Vorhabentrager ibernommen. Hierzu wurde ein stadtebaulicher Vorvertrag
abgeschlossen siehe Anlage 5 zur Sitzungsvorlage Nr. 11-V-61-0006.

Wertschépfung:

Ziel der Planung ist die stadtebauliche Entwicklung eines Stadtquartiers mit einer qualitatsvollen
Mischung unterschiedlicher Wohnformen, Grinflachen und vertraglichen Biro-, Gewerbe- und
Einzelhandelsnutzungen. Sie ist damit Impuls fur 6ffentliche und private Investitionen im Plangebiet.
In der Landeshauptstadt Wiesbaden werden Flachen fir Dienstleistungen und produzierendes
Gewerbe bendtigt. Dabei sind vorrangig die inneren Reserven brachgefallener Gewerbeflachen fir
gewerbliche Zwecke zu mobilisieren.

Zeitplanung:
Es ist geplant im IV. Quartal 2019 die Genehmigung zu erhalten.

Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfiillt mit circa 290.000 Einwohnern (31.12.2016) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschattlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das Stral3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, unter anderem fiir
die Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevoélkerungsvorausberechnung des
Amtes flr Statistik und Stadtforschung schéatzt einen kontinuierlichen Anstieg der Bevdlkerungszahl
um 4,9 Prozent - etwa 14.000 Personen - bis zum Jahr 2035 auf knapp 304.000 Einwohner.

In Wiesbaden besteht grundsatzlich ein Bedarf an Wohnraum, Arbeitsplatzen und
Versorgungsstrukturen. In den nachsten Jahren wird dieser aufgrund der demografischen
Entwicklung weiter ansteigen.
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Im Flachennutzungsplan wird die sich aus der beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung ergebende
Art der Bodennutzung in den Grundziigen dargestellt. Fir die weitere detaillierte Planung dienen die
nachgeordneten Ebenen des Bebauungsplans und/oder der Baugenehmigung.

IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Am 07.05.2014 wurde die Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Biirgerversammiung
Uber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, Uber Planalternativen und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung friihzeitig unterrichtet. Es bestand Gelegenheit zur
AuRerung und Erorterung. Die Niederschrift der Biirgerversammlung ist der Sitzungsvorlage
beigefugt (Anlage 7). In dieser Birgerversammlung wurden keine Stellungnahmen vorgebracht, die
sich auf den Inhalt der beabsichtigten Flachennutzungsplananderung auswirken. Nach der
Burgerversammlung wurden Stellungnahmen zur Flachennutzungsplanénderung vorgebracht, die
sich nicht auf den Inhalt der Flachennutzungsplananderung auswirken.

Mit Schreiben vom 16.09.2014 wurden die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB friihzeitig an der beabsichtigten Flachennutzungsplananderung beteiligt. Es
wurden Stellungnahmen vorgebracht, aufgrund derer die Begriindung zur
Flachennutzungsplan&nderung aktualisiert wurde.

Im Zeitraum vom 27.10.2016 bis 29.11.2016 wurde der Entwurf der beabsichtigten
Flachennutzungsplananderung nach § 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich ausgelegt. Wahrend der
offentlichen Auslegung wurden keine Stellungnahmen vorgebracht, die sich auf den Inhalt der
beabsichtigten Flachennutzungsplananderung auswirken.

Mit Schreiben vom 25.10.2016 wurden die Behérden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 2 BauGB an der beabsichtigten Flachennutzungsplandnderung beteiligt. Es wurden
Stellungnahmen vorgebracht, aufgrund derer die Begriindung zur Flachennutzungsplanénderung
aktualisiert wurde.

Einzelheiten der Stellungnahmen sind der Anlage 8 zu enthnehmen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Es wird empfohlen, entsprechend den in der Anlage 8 formulierten und begriindeten
Beschlussvorschlagen zu beschliel3en.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Der wirksame Flachennutzungsplan enthalt Flachenpotenziale unter anderem fur die Schaffung von
neuem Wohnraum. Leitlinien der Stadtentwicklung sind insbesondere die Grundsatze der
Innenentwicklung und einer flichen- und ressourcenschonenden Bebauung. Vorrangig sollen daher
bereits versiegelte Flachenpotenziale genutzt werden.

Zur Umsetzung dieser Ziele ist die Anpassung des Planungsrechts erforderlich.
Einzelheiten der Flachennutzungsplananderung sind dem beigeflgten Planausschnitt, der
Zeichenerklarung, der Begriindung und der Zusammenfassenden Erklarung (Anlage 3 bis 6) zu

entnehmen.

Mit dem Feststellungsbeschluss ist das Verfahren der gemeindlichen Willensbildung
abgeschlossen.
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Zu Beschlussvorschlag Nr. 4:

Mit der 6ffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung wird die Flachennutzungsplandnderung
wirksam.

V. Gepriifte Alternativen

Bei der Anderung des Flachennutzungsplans handelt es sich um eine Weiterentwicklung und
Konkretisierung von bereits im wirksamen Flachennutzungsplan enthaltenen Ausweisungen. Da die
Wiedernutzbarmachung bereits versiegelter Flachen Vorrang vor der Inanspruchnahme von
Flachen im AulRenbereich hat, werden keine weiteren Alternativen gepruft.

Wiesbaden, 7. Mai 2019
610220 qu/6472

Hans-Martin Kessler
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

